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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Bundesbahngesetzes 
(4. BbÄndG) 

A. Zielsetzung 

Finanzielle Abgeltung der Freifahrtberechtigung der Mitglieder 
der gesetzgebenden Körperschaften von Bund und Ländern, des 
Bundesverfassungsgerichts sowie der Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
der Deutschen Bundesbahn. 

B. Lösung 

Anpassung des § 47 Bundesbahngesetz an das EG-Recht, wonach 
die Mitgliedstaaten den Verkehrsunternehmen diejenigen aufer-
legten Verpflichtungen, die ein Unternehmen im eigenen wirt-
schaftlichen Interesse nicht oder nicht in gleichem Umfang und 
nicht unter den gleichen Bedingungen übernehmen würde, auszu-
gleichen haben. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Ca. 5 Mio. DM 
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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Bundesbahngesetzes 
(4. BbÄndG) 

Das Bundesbahngesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 931-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom ... (BGBl. I S....), wird mit Zustimmung des 
Bundesrates wie folgt geändert: 

§ 47 erhält folgende Fassung: 

„§ 47 

(1) Die Mitglieder der gesetzgebenden Körper-
schaften des Bundes und der Länder sowie die Mit-
glieder des Europäischen Parlaments aus der Bundes-
republik Deutschland haben das Recht der freien Be

-

nutzung der Verkehrsmittel der Deutschen Bundes-
bahn in beliebiger Beförderungsklasse. Die Freifahrt-
berechtigung gilt jeweils für das Gebiet, auf das sich 
die Zuständigkeit der gesetzgebenden Körperschaf-
ten erstreckt, für die Mitglieder des Europäischen Par-
laments die Bundesrepublik Deutschland. Sie endet 
eine Woche nach Erlöschen der Mitgliedschaft. Die 
Leistungen der Deutschen Bundesbahn sind von den 
genannten Gebietskörperschaften, für die Mitglieder 
des Europäischen Parlaments vom Bund abzugelten. 

(2) Absatz 1 gilt für die Mitglieder des Bundesver-
fassungsgerichts entsprechend." 
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Begründung 

Nach der geltenden Fassung der Vorschrift wird die 
Finanzlast für die sogenannte Abgeordnetenfreifahrt 
nicht den betroffenen Haushalten des Bundes und der 
Länder, sondern der Deutschen Bundesbahn aufer-
legt. Die Vorschrift steht in Widerspruch zu Artikel 1 
der EG-VO 1191/69, wonach die Mitgliedstaaten den 
Verkehrsunternehmen auferlegte Verpflichtungen 
auszugleichen haben, die ein Unternehmen im eige-
nen wirtschaft lichen Interesse nicht oder nicht in glei-
chem Umfang und nicht unter den gleichen Bedin-
gungen übernehmen würde. Durch die Änderung des 
§ 47 Abs. 1 Bundesbahngesetz wird die Vorschrift an 
das Europäische Recht angepaßt. Gleichzeitig wird 
die finanzielle Abgeltung der Freifahrtberechtigung 
der Mitglieder des Europäischen Parlaments der Bun-
desrepublik Deutschland geregelt. 




